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Text 

Investitionsfreibetrag 

§ 11. (1) Bei der Anschaffung oder Herstellung von Wirtschaftsgütern des abnutzbaren 
Anlagevermögens kann ein Investitionsfreibetrag als Betriebsausgabe geltend gemacht werden: 

 1. Der Investitionsfreibetrag beträgt 10% der Anschaffungs- oder Herstellungskosten. Für 
Wirtschaftsgüter, deren Anschaffung oder Herstellung dem Bereich Ökologisierung zuzuordnen 
ist, erhöht sich der Investitionsfreibetrag um 5% der Anschaffungs- oder Herstellungskosten. Der 
Bundesminister für Finanzen wird im Einvernehmen mit der Bundesministerin für Klimaschutz, 
Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie ermächtigt, die dem Bereich 
Ökologisierung zuzuordnenden Investitionen im Wege einer Verordnung näher festzulegen. Die 
Verordnung kann vorsehen, dass sich das Finanzamt für die Beurteilung, ob Investitionen dem 
Bereich Ökologisierung zuzuordnen sind, einer geeigneten Einrichtung bedienen kann. 

 2. Der Investitionsfreibetrag kann insgesamt höchstens von Anschaffungs- oder Herstellungskosten 
in Höhe von 1 000 000 Euro im Wirtschaftsjahr geltend gemacht werden; umfasst das 
Wirtschaftsjahr nicht zwölf Monate, ist für jeden Monat ein Zwölftel des Höchstbetrages 
anzusetzen. 
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 3. Die Absetzung für Abnutzung (§§ 7 und 8) wird durch den Investitionsfreibetrag nicht berührt. 

 4. Wird der Gewinn nach § 17 oder einer darauf gestützten Pauschalierungsverordnung ermittelt, 
steht der Investitionsfreibetrag nicht zu. 

(2) Der Investitionsfreibetrag kann nur für Wirtschaftsgüter geltend gemacht werden, die 

 – eine betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer von mindestens vier Jahren haben und 

 – inländischen Betrieben oder inländischen Betriebsstätten zuzurechnen sind, wenn der 
Betrieb oder die Betriebsstätte der Erzielung von Einkünften im Sinne des § 2 Abs. 3 Z 1 
bis 3 dient. Dabei gelten Wirtschaftsgüter, die aufgrund einer entgeltlichen Überlassung 
überwiegend außerhalb eines Mitgliedstaates der Europäischen Union oder eines Staates 
des Europäischen Wirtschaftsraumes eingesetzt werden, als nicht einem inländischen 
Betrieb oder einer inländischen Betriebsstätte zugerechnet. 

(3) Für folgende Wirtschaftsgüter kann der Investitionsfreibetrag nicht geltend gemacht werden: 

 1. Wirtschaftsgüter, die zur Deckung eines investitionsbedingten Gewinnfreibetrages herangezogen 
werden, 

 2. Wirtschaftsgüter, für die in § 8 ausdrücklich eine Sonderform der Absetzung für Abnutzung 
vorgesehen ist, ausgenommen Kraftfahrzeuge mit einem CO2-Emissionswert von 0 Gramm pro 
Kilometer, 

 3. geringwertige Wirtschaftsgüter, die gemäß § 13 abgesetzt werden, 

 4. unkörperliche Wirtschaftsgüter, die nicht den Bereichen Digitalisierung, Ökologisierung oder 
Gesundheit/Life-Science zuzuordnen sind; ausgenommen vom Investitionsfreibetrag bleiben 
jedoch stets jene unkörperlichen Wirtschaftsgüter, die zur entgeltlichen Überlassung bestimmt 
sind oder von einem konzernzugehörigen Unternehmen bzw. von einem einen beherrschenden 
Einfluss ausübenden Gesellschafter erworben werden, 

 5. gebrauchte Wirtschaftsgüter, 

 6. Anlagen, die der Förderung, dem Transport oder der Speicherung fossiler Energieträger dienen, 
sowie Anlagen, die fossile Energieträger direkt nutzen. Der Bundesminister für Finanzen wird im 
Einvernehmen mit der Bundesministerin für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, 
Innovation und Technologie ermächtigt, die für diese Beurteilung maßgebenden Kriterien in 
einer Verordnung näher festzulegen. 

(4) Der Investitionsfreibetrag kann nur im Jahr der Anschaffung oder Herstellung geltend gemacht 
werden. Erstreckt sich die Anschaffung oder Herstellung von Anlagegütern über mehr als ein 
Wirtschaftsjahr, kann der Investitionsfreibetrag bereits von aktivierten Teilbeträgen der Anschaffungs- 
oder Herstellungskosten, die auf das einzelne Wirtschaftsjahr entfallen, geltend gemacht werden. 

(5) Scheiden Wirtschaftsgüter, für die der Investitionsfreibetrag geltend gemacht worden ist, vor 
Ablauf der Frist von vier Jahren aus dem Betriebsvermögen aus oder werden sie ins Ausland – 
ausgenommen im Falle der entgeltlichen Überlassung in einen Mitgliedstaat der Europäischen Union oder 
in einen Staat des Europäischen Wirtschaftsraumes – verbracht, gilt Folgendes: 

 1. Der Investitionsfreibetrag ist im Jahr des Ausscheidens oder des Verbringens insoweit 
gewinnerhöhend anzusetzen. 

 2. Im Falle der Übertragung eines Betriebes ist der gewinnerhöhende Ansatz beim 
Rechtsnachfolger vorzunehmen. 

 3. Im Falle des Ausscheidens infolge höherer Gewalt oder behördlichen Eingriffs unterbleibt der 
gewinnerhöhende Ansatz. 

(6) Voraussetzungen für die Geltendmachung des Investitionsfreibetrages sind: 

 1. Der Investitionsfreibetrag wird in der Steuererklärung oder Feststellungserklärung an der dafür 
vorgesehenen Stelle ausgewiesen. 

 2. Bei Wirtschaftsgütern, für die der Investitionsfreibetrag geltend gemacht wird, ist dieser im 
Anlageverzeichnis bzw. in der Anlagekartei auszuweisen. Die Verzeichnisse sind der 
Abgabenbehörde auf Verlangen vorzulegen. 
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Anschaffungskosten 
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